Wien, Donnerstag den 6. October 1881. XIV. Jahrgang. Nr. 40. 


Oeſterreichiſehe 


Jeitſchrift a Verwaltung. 


— 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 

N is: Für Wi i ; i ü ie b RT ander ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl. 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in Wee . ng a Poſtzuſ g jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl 
KAls werthvolle Beilage werden den Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweire je nach Erſcheinen beigegeben. und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Vei geſälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 

erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


Inſerate werden billiaſt berechnet. — Beilagengebuhr nad) vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
5 Nummer Berückſichtigung finden. 


in ) a fl Wir können uns nun zwar in den sub 2 und 3 bemerkten 


Beiträge zur Reform des öſterreichiſchen Strafgeſetzes über Gefälls— Fällen, ſowie dann, 9 die auferlegte Geldſtrafe 9 an wicht Mr 
übertretung en. Von Theodor Eglauer. III. Qualität und Quantität gebracht werden kann, mit deren Umänderung in eine Freiheitsſtrafe 
der Steuerſtrafen. (Schluß.) einverſtanden erklären, ſowie ſelbſtverſtändlich auch mit dem Punkte 1, 
Mittheilungen aus der Praxis: lit. a des citirten Paragraphen; allein die Auwendung des sun lit. b 
Die Beſtimmungen der Miniſterial⸗Verorduung vom 31. Jauner 1860, R. G. Bl. anerkannten Grundſatzes führt ſchließlich dahin, daß alle Diejenigen, welche 
Nr. 31, betreffend den Recurszug in den zur politiſchen Amtshandlung nicht zahlen wollen, und eine kurze Freiheitsſtrafe der Geldſtrafe vor- 


gehörigen Uebertretungen finden keine Anwendung auf die nach der Gemeinde- ; Ve er > ö 0 „ey m 
Ordnung von den politiſchen Behörden zu verhängenden Ordnungsſtrafen. ziehen, als zahlungsunfähig im obigen Sinne erklärt werden, nu 

Die Androhung und Verhängung von derlei Orduungsſtrafen ift nur gegen den nicht wenig zur Demoraliſation der Bevölkerung beiträgt, indem fi 
Gemeindevorſteher ſelbſt und nicht auch gegen das Bürgermeiſteramt ſtatthaft. dieſelbe entwöhnt, die Strafhaft als verunehrend zu betrachten. 


Vorausetzungen der Anerkennung einer durch nachfolgende Ehe ſtattgefundenen Acceptabler wäre allenfalls die Beſtimmung im § 260 des all⸗ 
Legitimation bei der Entſcheidung über das Heimatrecht. gemeinen Strafgeſetzes sub lit. a: 

Geſetze und Verordnungen. ö „Wenn die Geldſtrafen den Vermögensumſtänden oder dem Nah- 

Er rungsbetriebe des zu Verurtheilenden oder ſeiner Familie zum empfind- 

Erledigungen. lichen Abbruche gereichen.“ 


Noch ſchärfer behandelt dieſe Frage die Strafproceßordnung 
vom 23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 119, welche im § 7 feſtſetzt: 


Beiträge zur Reform des äſterreichiſchen Strafgeſetzes „Die in dieſem Geſetze ausgeſprochenen Geldſtrafen, welche von 
2 arne dem Straffälligen nicht eingebracht werden können, find in Arreft- 
über Gefällsühertretungen. ſtrafen von je einem Tage für 5 fl. umzuwandeln. 

Von Theodor Eglauer. Nach demſelben Maßſtabe ſind Geldſtrafen auf Anſuchen des 


III. Qualität und Quantität der Steuerſtrafen. Straffälligen in Arreſt umzuwandeln, wenn dieſelben feinen Vermögens⸗ 
umſtänden oder feinem Unterhaltserwerbe zum empfindlichen Ab— 

Schluß.) bruche gereichen würden.“ 
Sehr wichtig für uns iſt die Frage: Wann ſoll eine Geld- in Leider enthält hierüber der Entwurf zum Strafgeſetze über Ver— 
eine Freiheitsſtrafe umgewandelt werden? Der Ausdruck „im Falle brechen, Vergehen und Uebertretungen gar keine nähere Beſtimmung, 
der Uneinbringlichkeit“ iſt doch zu dehnbar, um hierüber Klar- indem er ſich auf die Worte „uneinbringliche Geldſtrafe“ und „im 


heit zu verſchaffen. Falle der Uneinbringlichkeit“ in den SS 26 und 27 beſchränkt, woran 
$ 116 G. St. G. lautet: „Die im Geſetze ausgeſprochene Geld- auch der Strafgeſetz-Ausſchuß nichts geändert hat. 
ſtrafe iſt in Arreſt umzuändern: Für das Steuerſtrafrecht iſt dieſe Frage um ſo wichtiger, als 


1. Wenn die verhängte Geldſtrafe, ſoweit dieſelbe nicht durch die hereingebrachten Geldſtrafbeträge, wie oben vorgeſchlagen wurde, 
die Veräußerung der angehaltenen Sache gedeckt iſt, aus dem Ver- wenigſtens theilweiſe in den Staatsſchatz einfließen und dieſen für den 
mögen und dem Einkommen des Verurtheilten, dann Desjenigen, in Folge von unentdeckt gebliebenen Steuerverkürzungen erlittenen Ent⸗ 
der für die Strafe haftet, entweder gar nicht, oder doch nicht ein- gang ſchadlos halten ſollen. 
gebracht zu werden vermag, ohne Wir glauben daher in dieſer Beziehung nebſt einer ſtrengeren 

a) den zu entrichtenden Geldbetrag während eines ſehr aus- Faſſung der für die Haftung geltenden Grundſätze darauf dringen zu 
gedehnten Zeitraums, der das mit der Vollführung der ordent⸗ müſſen, daß die Geldſtrafen in Hinkunft in derſelben Weiſe, wie öffent- 
lichen Executionsmittel auf das Vermögen des Schuldners gewöhnlich liche Abgaben, von den Schuldnern zwangsweiſe eingebracht werden; 
verknüpfte Zeiterforderniß bedeutend überſchreitet, im Rückſtande zu wenn dies aber nicht acceptabel wäre, könnte man den ſoeben aus⸗ 
laſſen, oder geſprochenen Grundſatz auf die durch Begehung von Steuerdefrau— 

b) durch die Einbringung den ferneren Unterhalt Desjenigen, dationen verwirkten Geldſtrafen beſchränken, und in den übrigen 
von dem ſolcher einzubringen iſt, oder ſeiner Familie bedeutend zu Fällen über eigenes Anſuchen des Verurtheilten die gnaden weiſe 
erſchweren, oder Umwandlung der Geldſtrafe in Haft zuläſſig erklären. 

2. Wenn es ſich um die Beſtrafung eines Minderjährigen Wie ſchon früher erwähnt, ſoll ſelbſt das außerordentliche Milde⸗ 
handelt, und das vormundſchaftliche Gericht ſich gegen die Einbringung rungsrecht im künftigen Steuerſtrafgeſetze ausgeſchloſſen ſein. 
aus dem Vermögen und Einkommen desſelben erklärt. Im Einverſtändniſſe mit dem Motivenbericht zum Strafgeſetz⸗ 

3. Wenn die erkennende Behörde einen Theil des Betrages, für entwurfe vom Jahre 1875 halten wir es für angemeſſener, „im All⸗ 
den ein Anderer haftet, dem Haftenden nicht aufzuerlegen findet.“ gemeinen möglichſt niedrige Strafminima aufzuftellen, und zwar jo viel 


als möglich es bei dem allgemeinen Mindeftausmaße der einzelnen 
Strafarten bewenden zu laſſen, weil bei den meiſten Delictsarten Fälle 
vorkommen, in welchen das Maß der Schuld und Strafbarkeit bis zu 
einer verſchwindend geringen Bedeutung herabſinkt. Dagegen ſei ein 
Herabgehen unter die geſetzlichen Mindeſtausmaße, wenn ſolche einmal 
für nothwendig erachtet werden, dem Richter nirgend zu geſtatten“ 
(S. 4 dortſelbſt). 

Das von demſelben Entwurfe für das künftige Strafrecht in 
Ausſicht genommene Rechtsinſtitut der Entlaſſung der Sträflinge 
auf Widerruf kann ſelbſtverſtändlich für das Stenerſtrafrecht keine 
Anwendung finden, weil auf dieſem Gebiete des Strafrechts die Frei— 
heitsſtrafen blos ein Surrogat für die uneinbringlichen Geldſtrafen 
ſind; übrigens iſt die Entlaſſung auf Widerruf ohnehin nur für länger 
als ein Jahr inhaftirte Sträflinge beſtimmt, da es in kürzerer Zeit 
unmöglich wäre, eine ungeheuchelte und dauerhafte Beſſerung der- 
ſelben zu conſtatiren, was die Vorausſetzung der bedingten Ent- 
laſſung iſt. 

Nach Allem, was vorausgegangen iſt, ſoll ein künftiges Steuer⸗ 
ſtrafgeſetz nur Geldſtrafen feſtſetzen und der Richter im Urtheile erſt 
die Freiheitsſtrafe beſtimmen, welche im Falle der Uneinbringlichkeit 
an deren Stelle zu treten habe. 

Die Geldſtrafſätze beſtehen nach dem öſterreichiſchen Gefälls— 
ſtrafgeſetze entweder in einem Vielfachen des Werthes des Steuer- 
objectes ($ 49 G. St. G.) oder des verkürzten Steuerbetrages (8 44 
G. St. G.) oder in beſt immten Geldbeträgen (in Gulden) und 
find faſt ausſchließlich (ſiehe die SS 294 und 296 G. St. G.) relativ 
beftimmt, d. h. innerhalb zweier Grenzpunkte, des Straf-Maximums 
und⸗Minimums. 

Die in beſtimmten Geldbeträgen ausgedrückten Strafſätze ſind im 
Allgemeinen als Ordnungsſtrafen für Steuercontrolsvergehen beſtimmt; 
die nach dem Werthe des Steuerobjectes auszumeſſenden Geldftrafen 
treffen zumeiſt Uebertreter eines Verbotes; für Gefällsverkürzungen hin— 
gegen beſtehen die Straſſätze in einem Vielſachen der verkürzten oder 
der Verkürzung ausgeſetzten öffentlichen Abgabe. 

Die Ausmeſſung einer Geldſtrafe nach dem Vielfachen iſt zwar 
ſehr bequem und einfach, und mit Rückſicht auf den Umſtand, als gegen— 
wärtig das Steuerſtrafverfahren zum großen Theile ausſchließlich der 
Finanzverwaltung, alſo eigentlich einem Richter in eigener Sache 
überlaſſen iſt, verhältnißmäßig noch am angezeigteſten. Allein dieſe Methode 
beſchränkt den Richter viel zu ſehr und hat den weiteren Nachtheil, daß 
bemittelte Perſonen, welche ſich, wenngleich abfichtlich und wiederholt, 
geringfügiger Gefällsverkürzungen ſchuldig gemacht haben, nicht empfind- 
lich genug von der Strafe getroffen werden können. 

Man hat ſich zwar im Großen und Ganzen damit geholfen, 
unbedeutende Abgaben durch ſehr hohe Strafſätze (10, 20- und mehr- 
fach) zu ſchützen; allein, wenn dies richtig iſt, müßte dann conſequenter⸗ 
weiſe, wie A. Wagner meint *), „eine ſolche Abſtufung der Geldſtrafen 
(für Zollvergehen z. B.) ſich genauer an den Zolltarif anſchließen“, 
was doch zu kleinlich wäre. 

Ueberhaupt iſt eine derlei kreuzerweiſe Abmeſſung von Geld— 
ſtrafen eines öffentlichen Strafverfahrens, wie es das Steuerſtraſverfahren 
iſt, unwürdig und ziemt ſich insbeſondere in dem Falle nicht, wenn es 
ſich um Beſtrafung von Steuerdefraudationen handelt, welche, wie oben 
gezeigt, dem Criminalvergehen naheſtehen und jedenfalls ſittlich ver— 
werflich ſind und gegen die allgemeine moraliſche Rechtsordnung verſtoßen. 

Wir verlangen daher, wenigſtens für letztere Fälle, die Einführung 
von Strafſätzen, welche in beſtimmten Geldbeträgen — einem Maximum 
und Minimum — und zwar in ganzen Gulden ausgedrückt find. Dies 
iſt um ſo mehr nothwendig, als früher gar viele Steuerdefraudationen 
ſtrenger, als ſelbſt fahrläſſig begangene Controlsvergehen beſtraft worden 
ſind — eben in Folge des Syſtems der Strafſätze —, was doch gewiß 
als eine Anomalie erklärt werden muß. 

Die Steuercontrolsvergehen können nicht anders als nach Straf- 
ſätzen, die in ein- für allemal fixen Geldbeträgen beſtehen, geahndet 
werden; der Grund hievon iſt, daß man die ihretwegen in Gefahr 
geſtandenen Intereſſen des Aerars nicht genau conſtatiren, ſondern nur 
beiläufig ſchätzen kann, und deshalb die Grundlage für einen aus einem 
Vielfachen der der Gefahr der Verkürzung ansgeſetzten Abgabe beſtehen⸗ 
den Strafſatz fehlt. 


) Allgemeine Steuerlehre, S. 704 in der Anmerkung. 
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Eine andere Bewandtniß hat es mit den fahrläſſigen Steuer— 
verkürzungen. Bei dieſen iſt einerſeits das verletzte Intereſſe des 
Aerars in der Regel bei Kreuzer und Pfennig bekannt oder eruirbar, 
andererſeits die Strafwürdigkeit im einen und anderen Falle ziemlich 
gleich; böchſtens daß man zwiſchen ſolchen Steuerpflichtigen, welche 
durch ihr Gewerbe oder in Folge perſönlicher Verhältniſſe zum Staate 
diesbezüglich in einem beſonderen Pflichtverhältniſſe ſtehen, und anderen 
Perſonen unterſcheiden kann. 

Indem jenen die Pflicht beſonderer Aufmerkſamkeit, die ins 
Gewerbe einſchlägigen Steuervorſchriften genau zu beobachten, obliegt, 
wird ſie ein höherer, als der allgemeine Strafſatz treffen müſſen. 

Für fahrläſſige Steuerverkürzungen können daher ein oder 
zwei fixe Strafſätze Anwendung finden und in einem Vielfachen 
der verkürzten Abgabe beſtehen, ſowie der Einfachheit und Bequemlichkeit 
halber in Form einer ſogenannten Gebührenerhöhung von der 
Verwaltung des betreffenden Gefälles ohne weitere Procedur auferlegt 
werden. 

Im Allgemeinen werden ſich folgende zwei Strafſätze empfehlen: 
Das Zehnfache der verkürzten Abgabe für Perſonen, welche zum 
Staate in einem beſonderen Pflichtverhältniſſe ſtehen; das Fünffache 
derſelben für andere Perſonen. 

Dies hindert nicht, daß für beſondere Zweige der Steuerverwaltung, 
wie z. B. in Gebührenſachen, ſo lange die Gebührenvorſchriften nicht 
allgemein verſtändlicher abgefaßt ſein werden, wie bis jetzt, ein minderer 
Strafſatz (etwa das Zweifache der verkürzten Gebühr) für fahrläſſige 
Verkürzungen des Gefälls feſtgeſetzt werden. 

Einer ſpeciellen Erörterung bedürfen noch die Vergehen gegen 
die Monopolsvorſchriften. Dieſelben werden gegenwärtig theils mit 
Ordnungsſtrafen in beſtimmten Geldbeträgen (88 309 und 310 G. St. G.), 
theils mit Geldſtrafen bedroht, die in einem Vielfachen der ſogenannten 
Licenzgebühr beſtehen. 

Da die Licenzgebühren für Monopolsgegenſtände jedoch, wie 
bereits früher erwähnt wurde, nicht einmal annähernd derjenigen Quote 
des Preiſes der Monopolsgegenſtände gleichkommen, welche der Staat 
aus dieſen als Abgabe von den Conſumenten bezieht, ſo eignen ſich 
dieſelben nicht als Grundlage zur Strafbemeffung. 

Es wird daher gut ſein, ſelbſt die fahrläſſigen Monopols— 
vergehen mit Strafen, welche in beſtimmten Geldbeträgen ausgedrückt 
ſind, zu belegen, da es überhaupt nicht möglich iſt, immer und überall 
die factiſche Steuerquote am Preiſe der Monopolsgegenſtände genau 
zu fixiren. . 

Das Gefällsſtrafgeſetz ſtellt im erſten Abſchnitte des dritten Haupt: 
ſtückes für die praktiſche Anwendung der relativ beſtimmten Strafläße 
eine Reihe von Grundſätzen und Regeln auf, die in der Aufzählung 
der einzelnen erſchwerenden und mildernden Umſtände gipfeln. An der 
Hand derſelben hat der Richter innerhalb des Strafſatzes die Strafe im 
concreten Falle auszumeſſen und nach Maßgabe als die einen oder 
anderen überwiegend ſind, von ihnen zur Verſchärfung oder Verringerung 
der Strafe Anwendung zu machen. 

Solcher Regeln für die Zumeſſung der Strafe innerhalb 
des gegebenen Strafſatzes bedarf ein künftiges Steuerſtrafgeſetz gar nicht. 

Wie in den Motiven zum allgemeinen Strafgeſetze vom Jahre 1875 
erklärt wird (S. 33), „könnte die geſetzliche Feſtſtellung der Straf- 
zumefjungsgründe nur dann von Nutzen ſein, wenn es gelingen würde, 
dieſe Gründe taxativ aufzuzählen, und weiters zu beſtimmen, welcher 
Werth jedem einzelnen der Gründe beizulegen iſt. Weder iſt das Erſtere 
bis nun gelungen, noch konnte für das Letztere ein Werthmeſſer gefunden 
werden; die einzelnen Strafzumeſſungsgründe haben eine verſchiedene 
Bedeutung und es kommt bei Anwendung derſelben nicht auf das Ab⸗ 
zählen, ſondern auf die Würdigung ihres Gewichtes an, für welches 
aber ein adäquater Ausdruck nicht zu finden iſt. Die Folge davon iſt, 
daß das richterliche Ermeſſen ſich dennoch innerhalb des ihm gegebenen 
Rahmens frei bewegt, und daß die Aufſtellung der Strafzumeſſungsgründe 
nur als Anweiſung dient, in welcher Weiſe vorzugehen iſt. Das Geſetz 
hat aber nicht den Beruf des Lehrbuches zu übernehmen und kann bei 
dem Richter die gehörige Würdigung der für die Strafzumeſſung maß⸗ 
gebenden objectiven Momente füglich vorausſetzen.“ 


(Weitere Artikel folgen.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Beſtimmungen der Miniſterial⸗Verordnung vom 31. Jänner 
1860, R. G. Bl. Nr. 31, betreffend den Necurszug in den zur 
politiſchen Amtshandlung gehörigen Uebertretungen finden keine 
Anwendung auf die nach der Gemeinde-Ordnung von den poli⸗ 
855 tiſchen Behörden zu verhängenden Ordnungsſtrafen. 

Die Androhung und Verhängung von derlei Ordnungsſtrafen iſt 
nur gegen den Gemeindevorſteher ſelbſt und nicht auch gegen das 

Bürgermeiſteramt ſtatthaft. 

Zufolge Erlaſſes der böhmiſchen Statthalterei vom 30. Jänner 
1881, 8. 6594, hat der Bezirkshauptmann von K. die Gemeindevor⸗ 
ftände mit Erlaß vom 10. Februar 1881, 3. 5170, aufgefordert, 
daß ſie zuverſichtlich bis 15. Februar die Einwohnerzahl nach Ge— 
ſchlechtern geſondert, auf Grund der eben beendeten Volkszählung au: 
zeigen ſollen. 


Dem Bürgermeiſter von K. iſt dieſe Aufforderung am 11. Februar | 


zugekommen; derſelbe kam jedoch der Aufforderung nicht nach, obſchon 
er am 15. und 20. Februar betrieben wurde. 
Am 21. Februar erließ der Bezirkshauptmann eine neuerliche 


Betreibung an das Bürgermeiſteramt, in welcher er die augenblickliche 
Vorlage der Anzeige verlangte und in der Anmerkungsrubrik für jede 


Stunde weiterer Verzögerung 1 fl. Geldſtrafe androhte. 

Gegen dieſe am 21. Februar um 3 Uhr Nachmittags erhaltene 
Androhung recurrirte das Bürgermeiſteramt K. 

Die Statthalterei hat der Berufung keine Folge gegeben, weil 
die Androhung einer Geldſtrafe in dem vorliegenden Falle im § 105 
G. O.!) begründet war. Dabei wurde jedoch bemerkt, daß der Bezirks⸗ 
hauptmann ſich an das im $ 105 G. O. normirte Maximalſtrafausmaß 
hätte halten ſollen. 

Dagegen recurrirte das Bürgermeiſteramt an das Miniſterium 
des Innern, indem es die Nichtanwendbarkeit des $ 105 G. O. nach— 
zuweiſen ſuchte. 

Die Statthalterei ſtellte jedoch dieſen Recurs zurück mit dem 
Bemerken, daß fie im Hinblicke auf die §s 1 und 3 der Minifterial- 
Verordnung vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31, nicht in der 
Lage ſei, den Recurs dem Miniſterium vorzulegen. 

Nun brachte das Bürgermeiſteramt unmittelbar ſeine Beſchwerde 
ein, worin geltend gemacht wird, daß die Miniſterial-Verordnung vom 


Jahre 1860 ſich auf polizeiliche Strafen, keineswegs aber auf die nach 


§ 105 G. O. auferlegten Geldbußen beziehe. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 18. Juli 1881, 
3. 10.701, nachſtehende Entſcheiduug gefällt: 

„Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 27. Mai 1881, 
Z. 32.280, unter Berufung auf die 88 1 und 3 der Minifterial-Ber- 
ordnung vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31, abgelehnt, den 
Recurs des Bürgermeiſteramtes K. gegen die von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft K. ausgeſprochene und mit dem Statthalterei-Erlaſſe vom 
4. April 1881, 3. 17.705, im Grunde des $ 105 G. O. beſtätigte 
Androhung einer Geldbuße anher zur Entſcheidung vorzulegen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern findet der dagegen vom 
Bürgermeiſteramte unmittelbar hieramts eingebrachten Beſchwerde Folge 
zu geben, weil die Miniſterial-Verordnung vom 31. Jänner 1860, 
R. G. Bl. Nr. 31, auf die im § 105 der G. O. begründeten Ordnungs- 
ſtrafen keine Anwendung findet, und weil der Recurszug in Betreff 
dieſer Ordnungsſtrafen auch ſonſt durch keine geſetzliche Beſtimmung ein⸗ 
geſchränkt iſt. 

Demgemäß findet das Miniſterium weiter über den Recurs des 
gedachten Bürgermeiſteramtes ddto. 30. April 1881, Z. 1936, die 
von der Bezirkshauptmannſchaft K. unterm 21. Februar ul. J., Z. 5170, 
ausgeſprochene und von der Statthalterei mit dem oberwähnten Erlaſſe 
vom 4. April 1881, 3. 17.705, beſtätigte Androhung einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe von 1 fl. für jede Stunde weiterer Verzögerung des in Volks⸗ 
zählungsangelegenheiten zufolge Statthalterei-Erlaſſes vom 30. Jänner 
l. J., Z. 6594, vom Bürgermeiſter in K. abverlangten Berichtes zu 
beheben, weil dieſe Androhung gegen das „Bürgermeiſteramt“ und nicht 
gegen den Gemeindevorſteher ausgeſprochen wurde, die Androhung und 
Verhängung von Ordnungsſtrafen im Grunde des § 105 G. O. aber 
nur gegen die Gemeindevorſteher ſtatthaft iſt.“ 


) Das Litat bezieht ſich auf die Gemeinde-Ordnung für Böhmen. 
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Vorausſetzungen der Anerkennung einer durch nachfolgende Ehe 
ſtattgefundenen Legitimation bei der Entſcheidung über das 
Heimatrecht. 

Maria N., um deren Heimatrecht es ſich handelt, iſt die unehe— 
liche Tochter der nach Wien zuſtändigen Mutter gleichen Namens und 
iſt am 25. März 1859 zu E. bei Wien geboren. Die natürliche Mutter 
der Maria N. hat am 25. November 1864 den nach H. zuſtändigen 
Schloſſergeſellen Franz P. geheiratet, welcher am 29. April 1870 in O. 
verſtorben iſt. 

Maria P. erklärte bei ihrer Einvernehmung, daß beſagte Maria N. 
die natürliche Tochter ihres nachmaligen Gatten ſei und daß ſich dieſer 
ſtets bei Lebzeiten als Vater derſelben bekannte. Deßgleichen ſagten 
zwei unbedenkliche Zeugen, von denen Einer der Pathe des Kindes war, 
| an Eidesſtatt aus, daß Franz P. der Vater der Maria N. war und 
ſich ſtets als ſolcher bekannt habe, daß die Gedachten ſeit dem Jahre 
1853 im gemeinſchaftlichen Haushalte lebten und daß auch Maria N. 
ſtets im Familienverbande der Eltern lebte. 
| Eine Anmerkung der Legitimation durch nachgefolgte Ehe ift 
während Lebzeiten des Franz P. in der Taufmatrik jedoch nicht vor— 
| genommen worden. 

i Die Statthalterei hat über das fragliche Heimatrecht mit dem 
Erlaſſe vom 25. November 1880, 3. 20.660, in dem Sinne ent 
ſchieden, daß Maria N. in H. heimatberechtigt ſei und begründete 
dieſes Erkenntniß in nachſtehender Weiſe: 
„Durch die gepflogenen Erhebungen iſt ſichergeſtellt, daß Franz P., 
welcher bis zu ſeinem Ableben in der Gemeinde H. heimatberechtigt 
war, im Jahre 1864 die bis dahin in Wien heimatberechtigte Maria N. 
geheiratet hat, ſowie auch durch die unangefochtene protokollarifche 
Erklärung der Mutter Maria P. und die eidesſtättige Ausſage der 
Zeugen Auguſt B. und Karl L. erwieſen iſt, daß Franz P. der Vater 
der Maria N., recte P. war, ſich wiederholt als ſolcher bekannt hat 
und letztere auch bei Franz P. im Familienverbande ſtets gelebt hat. 
Durch die nachgefolgte Verehelichung der Eltern erſcheint Maria N., 
recte P. ex lege legitimirt, denn die Legitimation unehelicher Kinder 
iſt von der Eintragung der Verehelichung ihrer Eltern in die Tauf— 
matriken nicht abhängig, es iſt dieſe Eintragung vielmehr nur eine 
Folge und Formaliſirung der durch die Thatſache der Verehelichung bereits 
eingetretenen Legitimation.“ 
Gegen dieſe Entſcheidung brachte die Gemeinde H. rechtzeitig 
den Miniſterialrecurs ein, in welchem ausgeführt wird, daß Maria N. 
keine Rechte von ihrem angeblichen natürlichen Vater erlangen konnte, 
weil die zur Legitimation vorgeſchriebenen Erforderniſſe des $ 164 
a. b. G. B. mangeln, welche nach dem Tode des angeblichen Vaters 
nicht mehr nachgetragen werden können. 
| Das k. k. Miniſterium des Innern hat am 18. Juni 1881, 
3. 8196, entſchieden, wie folgt: 

„Das Miniſterium des Innern findet die angefochtene Statthalterei— 
Entſcheidung zu beheben und im Grunde des § 12 Abſ. 3 des Geſetzes vom 
3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, dann des § 11 des Gemeinde— 
geſetzes vom 17. März 1849, beziehungsweiſe des $ 7 des Wiener Ge⸗ 

meindeſtatuts zu erkennen, daß Maria N in Wien heimatberechtigt iſt. 

Denn wenn es auch richtig iſt, daß die Legitimation eines unehe— 
lich geborenen Kindes von der Durchführung der Legitimation in den 
Matriken nicht abhängt, ſo kaun die politiſche Behörde bei der Heimat— 
rechtsfrage ein unehelich geborenes Kind nur dann als durch eine nach— 
trägliche Ehe legitimirt anſehen, wenn ein gerichtlicher Ausſpruch hier— 
über vorliegt ($ 37 des Heimatgefeges) und wenn die Vorausſetzung 
zur Durchführung der Legitimationsvormerkung in den Matriken im 
adminiſtrativen Wege, nämlich die dem $ 164 a. b. G. B. und der 
Allerhöchſten Entſchließung vom 20. Juni 1835 (Prov. ⸗Geſetzſamm⸗ 
lung Nr. 66 ex 1835) eutſprechende zuſtimmende Erklärung des 
angeblichen Vaters vorhanden iſt, was in dem gegenwärtigen Falle 
nicht eintritt, da der angebliche Vater der Maria N. bereits verſtorben 
iſt und dieſe zuſtimmende Erklärung durch die von der erſten Inſtanz 
gepflogenen Zeugenvernehmungen nicht erſetzt werden kann. 

nach 


Da nun Maria P. zur Zeit der Geburt der Maria N. 
dem Ergebniſſe der Verhandlung nach Wien zuſtändig war, jo folgt 
die letztere der Zuſtändigkeit ihrer unehelichen Mutter nach Wien und 
hat die Verehelichung ihrer Mutter nach der bezogenen Beſtimmung des 
Heimatgeſetzes dieſe Zuſtändigkeit nicht geändert.“ R. 


Geſetze und Berordnungen. 


1881. I. Quartal. 


Neichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
J. Stuck. Ausgeg. am 1. Jänner. 


1. Geſetz vom 27. December 1880, betreffend die Ausdehnung der Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 21. Mai 1873 (R. G. Bl. Nr. 87) über die den 
auf Grund des Geſetzes vom 9. April 1873 (R. G. Bl. Nr. 70) errichteten 
Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in Anſehung der Stempel- und der 
unmittelbaren Gebühren zukommenden Begünſtigungen auf andere Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchußcaſſen. 

II. Stück. Ausgeg. am 12. Jänner. 


2. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 29. December 1880, betreffend 
die Ausdehnung der Gerichtsbarkeit in Strafſachen des ſtädt.-deleg. Bezirksgerichtes 
Alſergrund auf den Sprengel des ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichtes Innere Stadt Wien. 

3. Geſetz vom 31. December 1880, womit die Aushebung der zur Erhal— 
tung des ſtehenden Heeres (Kriegsmarine) und der Erſatzreſerve erforderlichen 
Recrutencontingente im Jahre 1881 bewilligt wird. 

4. Kundmachung des Minifteriums für Landesvertheidigung vom 31. De- 
cember 1880, betreffend das im Einvernehmen mit den betheiligten Miniſterien 
im Nachhange zu der Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung 
vom 16. Juli 1879 zuſammengeſtellte weitere Verzeichniß über die den anſpruchs⸗ 
berechtigten Unterofficieren im Sinne des Geſetzes vom 19. April 1872 bei den 
Sparcafſen vorbehaltenen Dienſtespoſten, dann der Beamtens- und ſonſtigen 
Stellen, bezüglich deren den Auſpruchsberechtigten ein Vorzug eingeräumt iſt. 

III. Stück. Ausgeg. am 29. Jänner. 


5. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 12. Jänner 1881, betreffend die 
Zulaſſung des Zählapparates (Diffuſeur- Zählers) von G. Hodef zur Steuer- 
controle in Rübenzuckerfabriken für den Reſt der Erzengungsperiode 1880 1. 

6. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 15. Jänner 1881, betreffend 
die Zurückverlegung des königl. bayeriſchen Nebenzollamtes Höll nach Bayern. 

IV. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 
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17. Verordnung der Miniſterien der Juſtiz und der Finanzen vom 7. März 
1881, betreffend ein mit der königl. ſächſiſchen Regierung getroffenes Ueberein⸗ 
kommen wegen der gegenſeitigen abgabenfreien Behandlung von Mobilarnachläſſen. 

18. Verordnung der Miniſterien des Innern, des Handels und der 
Finanzen vom 10. März 1881, betreffend das Verbot der Einfuhr von Schweinen, 
Schweinefleiſch, Speck und Würſten aus den Vereinigten Staaten von Nord: 
amerika. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen Kanzliſten der Militär-Maria⸗ 
Thereſien⸗Ordenskanzlei und Chef der politiſchen Expeditionen im Miniſterium 
des Aeußern Hofrath Adolph Ritter v. Aſcher zum Greffier und den Hof- und 
Miniſterialrath desſelben Miniſteriums Gabriel v. Vavrik zum Kanzliſten dieſer 
Ordenskanzlei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hofjceretäv des Oberſtkämmereramtes Major 
a. D. Karl Thill taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe und dem 
Cuſtos der kunſthiſtoriſchen Sammlungen des a. h. Kaiſerhauſes Dr. Ernſt Ritter 
v. Bergmann das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens, ferners dem Official 
dieſes oberſten Hofamtes Adolph Edlen v. Möraus das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone, endlich dem Cuſtos der kunſthiſtoriſchen Sammlungen des a. h. 
Kaiſerhauſes Dr. Friedrich Kenner zum Director-Stellvertreter der erſten Gruppe 
dieſer Sammlungen ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Hauptcaſſier der Landeshauptcaſſe in Lemberg 
Auguſt Wnorowski zum Director dieſer Caffe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberförſter Johann Heberling in Görz 
anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksarzte Dr. Vincenz Szymonowiez in 
Kolomea anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Eligio Giacopini in Spezia 
zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann W. Schiller in Kingston 
(Jamaica) zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. \ 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Simeon Naſſo zum Bezirkshauptmann, dann die Bezirks⸗ 
commiſſäre Emil Ragazzini und Guſtav von Rubelli zu Statthalterei— 
Secretären in Dalmatien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Official Heinrich Stach zum Hilfsämter-Directionsadjuncten im Miniſterium des 
Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptſteuereinnehmer Johann Starak zum 


7. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 20. Jänner 1881, betreffend die Controlor der Landeshaupteaſſe in Lemberg ernannt. 


Ermächtigung des k. k. Nebenzollamtes I. Claſſe zu Oberndorf-Laufen 
trittsbehandlung von Bier. 

8. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 27. Jänner 1881, betreifend die 
Anzeigeſriſt für Branntweinſteuer-Abfindungen. 

9. Geſetz vom 4. Februar 1881 über den Ausbau der Bosnathal-Bahn 
von Zenica nach Sarajevo. 

V. Stück. Ausgeg. am 22. Februar. 

10. Geſetz vom 11. Februar 1881, betreffend die Conſulargerichtsbarkeit 
in Egypten. 

11. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 11. Februar 1881 über einige 
Punkte der Bierſteuer-Controle. 

12. Geſetz vom 13. Februar 1881, betreffend die Zuſtimmung zu den 
Beſchluͤſſen des krainiſchen Landtages bezüglich der zur theilweiſen Deckung des 
Erforderniſſes des krainiſchen Grundentlaſtungsfondes für das Jahr 1881 ein⸗ 
zuhebenden Zuſchläge zu den directen Steuern. 

VI. Stück. Ausgeg. am 1. März. 


13. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 12. Februar 1881, betreffend 
die Ausführung des Art. IV des mit dem deutſchen Reiche geſchloſſenen Legali⸗ 
ſirungsvertrages vom 25. Februar 1880 (R. G. Bl. Nr. 85). 


VII. Stück. Ausgeg. am 3. März. 


14. Kaiſerliche Verordnung vom 11. Februar 1881, wodurch auf Grund 


des Geſetzes vom 11. Februar 1881, betreffend die Conſulargerichtsbarkeit in 
Egypten die Einſchränkung der Gerichtsbarkeit der öſterreichiſch⸗ungariſchen Conſular⸗ 
gerichte und deren theilweiſe Uebertragung an die in Egypten errichteten neuen 
Gerichte verlängert wird. 

15. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 26. Februar 1881, betreffend 


die Zuweiſung des Gerichtsbezirkes Kolbuszow zu dem Sprengel des Kreis⸗ 


gerichtes Rzeszow in Galizien. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 16. März. 
16. Geſetz vom 26. Februar 1881, betreffend die zuläſſige Abweichung 


im Feingehalte bei der Ausprägung der Goldmünzen zu acht Gulden und zu | 


vier Gulden. 


b eee 
An (breite 


Der Finanzminiſter hat die Finanzeoncipiſten der n.-ö. Finanz⸗Landes⸗ 
n Dr. Ignaz Ritter Schwarz von Schwarzwald und Dr. Wilhelm 


Ritter von Leſigang, dann den Coneipienten der n.-ö. Finanzprocuratur Dr. 


1 
Eugen 


Saſſi zu Miniſterial-Concipiſten im Finanzminiſterium ernannt. 
Der Handelsminiſter hat die Bezirkspoſtcommiſſäre Johann Guido Lier 
und Theodor Nechwalsky zu Poſtſeeretären in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Berghauptmannſchaft in Wien mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 217.) 
Hüttenmeiſtersſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe und Amtswohnung gegen 


Caution bei der Bergdirection in Idria, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 219.) 


Secundararztesſtelle der chirurgiſchen Abtheilung im St. Johannesſpitale 
zu Salzburg gegen freie Wohnung und Adjutum per 600 fl., bis Mitte October. 
(Amtsbl. Nr. 219.) 


Bezirkshauptmannsſtelle in Niederöſterreich mit Naturalquartier oder 


Quartieräquivalent, bis 15. October. Amtsbl. Nr. 222.) 


Proviſoriſche Armenarztesſtelle im fünften und achten Wiener Gemeinde- 
bezirke gegen Jahresremuneration von je 300 fl. 6. W., bis 20. October. 


(Amtsbl. Nr. 226.) 


Herlag von Hermann Coſtenoble in Jena. 


Der Chauſſeeban 
und ſeine Hilfswiſſenſchaften. 

Handbuch für Behörden und Beamte des Chauſſeebauweſens 

unter beſonderer Rückſichtnahme auf die Ausbildung der Chauſſeeaufſeher 
bearbeitet von 
E. Müller, Landes⸗Bau⸗Inſpector. 

Ein Band. Ter.-S. Mit 121 Hohſchnitten. br. 7 Mark. 
Das Buch bezweckt, die Kenntniß der beſten Methoden in den Chauſſee⸗ 
unterhaltungsarbeiten allen Betheiligten zugänglich zu machen. Es iſt nicht 
weniger ein Lehrbuch für den Chauſſeebau⸗Techniker, als ein Nachſchlage⸗ 
buch für Behörden und Corporationen, welche für den Chauſſeebau intereſſirt 
find, und iſt ſomit den Kreis- und Gemeinde-Vorſtanden angelegentlichſt zu 
empfehlen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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